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Minderung der zusätzlichen Zuführungen. Sie kann bis zu 
50 % betragen.

<4) Zusätzliche Zuführungen von Prämienmitteln, die den 
Forschungseinrichtungen auf Grund von anderen Rechtsvor­
schriften, insbesondere für den Export wissenschaftlich-tech­
nischer Ergebnisse, bzw. durch übergeordnete oder andere 
Organe zur Stimulierung besonderer Aufgaben zur Verfügung 
gestellt werden, erfolgen unabhängig von den Festlegungen 
gemäß den Absätzen 2 und 3.

'(5) Für Forschungseinrichtungen, die in größerem Umfang 
Produktions- und sonstige Leistungen gemäß § 29 Abs. 1 
Buchst c durchführen, sind für zusätzliche Zuführungen zum 
Prämienfonds für die Werktätigen in diesen Bereichen vom 
Generaldirektor gesonderte Zuführungskriterien festzulegen. 
Dabei ist von der Prämienregelung für volkseigene Betriebe11 
auszugehen. Die Festlegungen sind durch den zuständigen Mi­
nister zu bestätigen.

(6) Die Verwendung der Mittel des Prämienfonds erfolgt 
insbesondere für Zielprämien zur Realisierung von Aufgaben 
des Planes Wissenschaft und Technik, für auftragsgebundene 
Prämien sowie für Jahresendprämien. Sie ist konsequent an 
die Erfüllung und Übererfüllung der Zielstellungen der Pflich­
tenhefte zu binden. Die Prämienmittel sind insgesamt so ein­
zusetzen, daß die materielle Stimulierung der Forschungs-, 
Entwicklungs- und Überleitungskollektive und einzelnen 
Werktätigen in Abhängigkeit vom Erreichen und Überbieten 
der in den Pflichtenheften vorgegebenen Leistungsziele er­
folgt. Dabei ist zu sichern, daß Kollektive, deren ökonomische 
und wissenschaftlich-technische Ergebnisse nachweisbar den 
fortgeschrittenen, internationalen Stand zum Zeitpunkt der 
Produktionswirksamkeit mitbestimmen, überdurchschnittliche 
Prämienbeträge erhalten. Im übrigen gilt für die Verwendung 
des Prämienfonds die Prämienregelung für volkseigene Be­
triebe.

(7) Am Jahresende nicht in Anspruch genommene Mittel des 
Prämienfonds sind in das Folgejahr übertragbar.

§ 33
Leistungsfonds

(1) Forschungseinrichtungen können aus überplanmäßig er­
wirtschaftetem Nettogewinn einen Leistungsfonds bilden.

(2) Die Zuführungen zum Leistungsfonds können pro Jahr 
insgesamt bis zu 300 Mark je geplanten Beschäftigten (VbE) 
der Forschungseinrichtung betragen.

(3) Für die Verwendung des Leistungsfonds gelten die 
Rechtsvorschriften für volkseigene Betriebe12 mit Ausnahme 
der Festlegungen über den Einsatz von Mitteln für Rationali­
sierungsinvestitionen im Rahmen der staatlichen Planauflage 
„Investitionen (materielles Volumen)“ sowie für die Tilgung 
von Krediten.

§34
Risikofonds

(1) Der Risikofonds ist in Höhe von 1 % der geplanten jähr­
lichen Forschungskosten zu planen und zu bilden.

(2) Der Risikofonds kann von der Forschungseinrichtung für 
zusätzliche Kosten und Gewinnminderungen verwendet wer­
den, die aus der eigenverantwortlichen Durchführung wissen­
schaftlich-technischer Arbeiten entstehen und das Ziel haben,
— neue Anwendungsgebiete als Grundlage von Leistungs­

angeboten zu erschließen,
— wissenschaftlichen Vorlauf zu schaffen, um bei der Über­

nahme von Aufgaben höchste Zielstellungen mit beherrsch­
barem Risiko zu sichern,

11 Z. Z; gilt die Verordnung vom 9. September 1982 über die Planung, 
Bildung und Verwendung des Prämienfonds für volkseigene Betriebe 
(GBl. I Nr. 34 S. 595).

12 Z. Z. gilt die Anordnung vom 14. April 1983 über die Planung, 
Bildung und Verwendung des Leistungsfonds der volkseigenen Be­
triebe (GBl. I Nr. 11 S. 121).

— durch Einschlagen risikobehafteter Lösungswege die öko­
nomischen Zielstellungen der Pflichtenhefte zu überbie­
ten,

— durch Beschleunigung des. Entwicklungsablaufes die Bear­
beitungsfristen zu verkürzen.

(3) Für zusätzliche Kosten und Gewinnminderungen, die 
nicht den Bestimmungen des Abs. 2 entsprechen, gelten die 
Festlegungen der §§ 19 Abs. 2 und 25 Absätze 2 und 3.

(4) Die Mittel des Risikofonds der Forschungseinrichtung 
sind in das Folgejahr übertragbar.

§35
Kultur- und Sozialfonds

Für die Planung, Bildung und Verwendung des Kultur- und 
Sozialfonds gelten die Rechtsvorschriften für volkseigene Be­
triebe.13 Am Jahresende nicht verbrauchte Mittel sind in das 
Folgejahr übertragbar.

VIII.

Stimulierung des Forschungspersonals in 
betrieblichen Forschungsbereichen

§36

(1) Bei der Planung des Prämienfonds der Betriebe ist durch 
den Generaldirektor der Anteil der betrieblichen Forschungs­
bereiche am einheitlichen Prämienfonds festzulegen und 
gleichzeitig zu bestimmen, welche darüber hinausgehenden 
Prämienmittel die Forschungsbereiche beim Erreichen von 
Spitzenleistungen und bei Übererfüllung der Zielstellungen 
der Pflichtenhefte zur materiellen Anerkennung hoher schöp­
ferischer Leistungen zur Verfügung gestellt bekommen. Damit 
ist zu sichern, daß sich für Werktätige der Forschung und Ent­

wicklung bei nachweisbar hohen ökonomischen und wissen­
schaftlich-technischen Ergebnissen ein überdurchschnittlicher 
Betrag ergibt. Zusätzliche Prämienmittel für die Erfüllung 
und Übererfüllung der für den Betriebsprämienfonds festge­
legten Kennziffern sind vorrangig zur materiellen Stimulie­
rung hervorragender Ergebnisse der Forschung und Entwick­
lung bereitzustellen.

(2) Im übrigen gilt für die Bildung und Verwendung des Be­
triebsprämienfonds die Prämienregelung für volkseigene Be­
triebe. Bei der Verwendung der Prämienmittel sind die Fest­
legungen des § 32 Abs. 6 dieser Anordnung entsprechend 
anzuwenden.

IX.

Schlußbestimmungen

§37
Übergangsregelung

(1) Für bereits vor Inkrafttreten dieser Anordnung begon­
nene Aufgaben erfolgt keine Veränderung bestehender Wirt­
schaftsverträge bzw. Aufträge des Generaldirektors, wenn sie 
bis zum 31.Dezember 1984 abgeschlossen werden. Für diese 
Aufgaben ist. im Ergebnis der Abschlußverteidigung in Abhän­
gigkeit von der erbrachten Leistung anstelle des bisher ver­
einbarten Prämiengrundbetrages und -Zuschlages Normativ- 
und Extragewinn gemäß dieser Anordnung anzuerkennen. 
Wird durch diesen Gewinn der vorläufige Preis überschritten, 
ist der Forschungseinrichtung die Differenz durch einen staat­
lichen Erlöszuschlag14 auszugleichen. In diesen Verträgen bzw. 
Aufträgen getroffene Festlegungen über Teil- bzw. Voraus-

13 Z. Z. gilt die Verordnung vom 3. Juni 1982 über die Planung, 
Bildung und Verwendung des Kultur- und Sozialfonds für volkseigene 
Betriebe (GBl. I Nr. 24 S. 427).

14 z. Z. gilt die Anordnung vom 2. Juni 1983 über die Planung und 
Zuführung des staatlichen Erlöszuschlages (GBl. I Nr. 15 S. 164).


